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56. Masterplan „Digitale Verwaltung - Arbeiten 4.0“: 

Sachstandsbericht - Potential von Freier Software und 
Offenen Standards nutzen 

Die Stadtverwaltung Dortmund hat bereits 2018 damit begonnen im 
Rahmen des Masterplans Digitale Stadtverwaltung die Potentiale von 
Freier Software und Offener Standards zu untersuchen. Mit Blick auf die 
aktuellen Aktivitäten und Entwicklungen auf Bundes- und Landesebene 
zur Stärkung der digitalen Souveränität der öffentlichen Verwaltung wird 
deutlich, wie wichtig diese Analyse für die Fortentwicklung der eigenen 
Digitalisierungsstrategie ist. Dabei geht es insbesondere darum, Wege 
zur Reduzierung von Abhängigkeiten zu einzelnen IT-Anbietern zu finden. 
Daneben verfolgt die Stadtverwaltung Dortmund mit dem Projekt u.a. 
noch weitere Zielvorstellungen, wie die Erhöhung der Flexibilität und 
Steuerungsfähigkeit beim Softwareeinsatz, dem Einsatz von offenen und 
standardisierten Dateiformaten und der Ermöglichung neuer Synergien 
sowie dem Abbau von lizenzrechtlichen Hemmnissen. 

Eine erste wichtige Zwischenetappe ist nun erreicht. Die Arbeitsgruppe 
Freie Software, bestehend aus dem Dortmunder Systemhaus, dem 
Personalrat der Stadtverwaltung Dortmund und der Bürgerinitiative Do-
FOSS, der Initiative für den Einsatz Freier und Quelloffener Software 
(Free and Open Source Software, kurz FOSS), hat die erste Phase der 
Potentialanalyse abgeschlossen und einen ersten Sachstandsbericht, u.a. 
mit Anforderungen, Begriffen und einer Bestandsaufnahme erstellt. Diese 
Dokumentation dient der Arbeitsgruppe als Basis für das weitere 
Vorgehen. Personal- und Organisationsdezernent Christian Uhr lobt die 
bisherige Zusammenarbeit mit der Bürgerinitiative: „Das Projekt ist ein 
gutes Beispiel dafür, dass Bürger und Verwaltung konstruktiv und 
vertrauensvoll zusammenarbeiten können. Die neu gewonnenen 
Erkenntnisse werden uns dabei helfen, Abhängigkeiten vorzubeugen und 
auch in Zukunft digital handlungsfähig zu bleiben.“ 

Der Ergebnisbericht zum Einsatzpotenzial Freier Software und Offener 
Standards soll den politischen Gremien bis Ende des zweiten Quartals 
2022 vorgelegt werden. Bis zur Fertigstellung des Ergebnisberichts wird 
es verschiedene fachliche und öffentliche Beteiligungsformate geben; u.a. 
wird für das erste Quartal 2022 eine kommunale Open Government 
Konferenz in Dortmund geplant.  
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